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19. Schuldenmanagement der Stadtgemeinde
und des Landes Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. April 2013

20. Umsetzung von Gender-Budgeting für Zuwen-
dungen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 16. April 2013

21. Anerkennung einer Schwerbehinderung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. April 2013

22. Ist die Unterrichtsversorgung im Sommer 2013
sichergestellt?

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. April 2013

III. Sonstige Eingänge

1. Mitteilung des Senats über den vom Senat be-
schlossenen Beitritt zur Bundesratsinitiative
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Gesetzes zur Regelung der Wohnungsvermitt-
lung“ – Gesetzesantrag der Länder Hamburg,
Baden-Württemberg,  Niedersachsen  und
Nordrhein-Westfalen

Mitteilung des Senats vom 19. März 2013
(Drucksache 18/835)

2. Mitteilung des Senats über den vom Senat be-
schlossenen Beitritt zur Bundesratsinitiative
„Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des
Rechts auf Eheschließung für Personen glei-
chen Geschlechts“ – Gesetzesantrag der Län-
der Rheinland-Pfalz, Hamburg, Niedersach-
sen,  Nordrhein-Westfalen  und  Schleswig-
Holstein

Mitteilung des Senats vom 19. März 2013
(Drucksache 18/836)

3. Mitteilung des Senats über den vom Senat be-
schlossenen Beitritt zur Bundesratsinitiative
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen zur gesetzlichen Absicherung des Pres-
se-Grossos“ – Gesetzesantrag der Freien und
Hansestadt Hamburg

Mitteilung des Senats vom 19. März 2013
(Drucksache 18/837)

4. Mitteilung des Senats über die vom Senat be-
schlossene Mitantragstellung zur Bundesrats-
initiative  „Entwurf  einer  Verordnung  zum
Schutz vor Gefährdungen durch psychische
Belastung bei der Arbeit“ – Antrag der Län-
der Freie und Hansestadt Hamburg und Freie
Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 9. April 2013
(Drucksache 18/851)

5. Mitteilung des Senats über die vom Senat be-
schlossene Mitantragstellung zur Bundesrats-
initiative „Entschließung des Bundesrates zur
Weiterentwicklung des Vergütungsrechts für

Krankenhäuser“ – Antrag der Länder Baden-
Württemberg und Nordrhein-Westfalen

Mitteilung des Senats vom 16. April 2013
(Drucksache 18/863)

6. Mitteilung  des  Senats  über  die  vom  Senat
beschlossene Mitantragstellung zur Bundes-
ratsinitiative „Entschließung des Bundesrates
‚Gute Arbeit – Zukunftsfähige und faire Ar-
beitspolitik gestalten‘“ – Antrag des Landes
Brandenburg

Mitteilung des Senats vom 16. April 2013
(Drucksache 18/864)

Weiterhin  möchte  ich  Ihnen  mitteilen,  dass  die
Fraktion der CDU ihren Antrag unter Tagesordnungs-
punkt 12, Konzept zur Verbesserung von Naturerfah-
rungen für Kinder und Jugendliche vorlegen!, Druck-
sache 18/808, inzwischen zurückgezogen hat.

Nachträglich  wurde  interfraktionell  bei  Tages-
ordnungspunkt 24, Einrichtung einer zentralen (Ser-
vice-)Stelle für öffentliche Vergaben, Antrag der Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen, Druck-
sache 18/828, eine Redezeit von fünf Minuten ver-
einbart.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Des Weiteren möchte ich Ihnen mitteilen – wie schon
gestern in der Sitzung der Stadtbürgerschaft –, dass
der Abgeordnete Dr. Korol seit dem 8. April 2013 un-
serem Hause als fraktionsloser Abgeordneter ange-
hört.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen 15 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage bezieht sich auf das „Modellpro-
jekt ‚Familienklasse‘ als Konzept zur Unterstützung
von gefährdeten Schülerinnen und Schülern“. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Dogan, Frau Dr. Mohammadzadeh, Dr. Schlen-
ker, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Bitte, Frau Dr. Mohammadzadeh!
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Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat grundsätzlich das
pädagogische Konzept des Modellprojekts „Familien-
klasse“, bei dem die verbindliche Einbeziehung des
Elternhauses zentraler Bestandteil der Arbeit ist, wie
dies etwa an der Oberschule am Waller Ring in Bre-
men praktiziert wird?

Zweitens: Welche mittel- und langfristigen Planun-
gen verfolgt der Senat, um ein solches Projekt oder
vergleichbare Modellprojekte auch an anderen Stand-
orten in Bremen und Bremerhaven zu etablieren?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, um
das Konzept der „Familienklasse“ auch enger in be-
reits bestehende Strukturen im Stadtteil einzubinden,
ReBUZen, Kinder- und Familienzentren et cetera?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Sowohl die Oberschule am Waller Ring
als auch die Paula-Modersohn-Schule in Bremerha-
ven praktizieren das Modellprojekt „Familienklas-
se“, das in Bremerhaven den Namen „FiSch-Klasse“
trägt, Familie in der Schule. In beiden Projekten ler-
nen Schülerinnen und Schüler, die im Unterricht viel-
fältig sich und andere gestört oder verletzt haben be-
ziehungsweise überproportional viel Unterricht ver-
säumt haben, wie sie anhand klar verabredeter Zie-
le Verantwortung für ihr Handeln übernehmen kön-
nen. Die einmal in der Woche jeweils anwesenden
Eltern oder Familienmitglieder lernen, ihre Kinder bei
diesem Prozess zu unterstützen, und helfen sich un-
tereinander durch moderierten Erfahrungsaustausch.

Neben einer Lehrkraft ist eine Therapeutin für die
Gestaltung des gemeinsamen Lernprozesses verant-
wortlich. Der Senat bewertet dieses Konzept grund-
sätzlich positiv, weil Kinder und Jugendliche lernen,
ihr herausforderndes Verhalten selbst zu steuern und
sie so in der Regel weiterhin in ihrer vertrauten Lern-
gruppe bleiben können.

Zu Frage 2: Die Finanzierung des Projekts „Fami-
lienklasse“ erfolgt aus Mitteln des ESF-Programms
„Schulverweigerung – die zweite Chance“, das durch
die Senatorin für Bildung und Wissenschaft kofinan-
ziert werden muss. Das Projekt ist zeitlich befristet
bis Ende 2013 und kann nicht verlängert werden. Ein
Überführung des Projekts oder die Übernahme we-
sentlicher Teile wird in der zuständigen Behörde im
Zusammenhang mit der Entwicklung eines pädago-
gischen Konzepts für Kinder und Jugendliche mit
sonderpädagogischem Förderbedarf im Bereich der
sozial-emotionalen Entwicklung geprüft.

Zu Frage 3: Projekte, die im Sinne einer inklusi-
ven Schule dazu dienen, dass Kindern und Jugend-

lichen die notwendige Unterstützung gegeben wird,
in der allgemeinen Schule in ihrer vertrauten Lern-
gruppe unterrichtet zu werden, bedürfen stets der
engen Zusammenarbeit mit den verantwortlichen
Institutionen im Stadtteil. Die regionalen Beratungs-
und Unterstützungszentren, ReBUZ, steuern die Schul-
vermeiderprojekte, so auch die Familienklasse am
Waller Ring. Eine Vernetzung mit der Jugendarbeit
und dem Amt für Soziale Dienste ergibt sich in der
Regel ebenfalls durch die enge Zusammenarbeit der
ReBUZ mit diesen Institutionen. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen): Ich bedanke mich für diese ausführliche
Antwort, trotzdem möchte ich fragen: Dieses Modell
zeichnet sich ja durch einen hundertprozentigen Erfolg
aus, das heißt, die Schülerinnen und Schüler, die solch
eine Familienklasse besuchten, haben in dem Jahr
auch die Schule geschafft. Dieses Projekt leistet aber
ja eine Menge Elternarbeit, insbesondere bei migran-
tischen Eltern, also dass sie in der Schule eingebun-
den werden, auch mehr Verantwortung für die Kin-
der zu übernehmen, aber auch gemeinsam mit an-
deren deutschen und nicht deutschen Eltern, mit dem
Einsatz von Dolmetschern. Welche konkreten Über-
legungen gibt es, damit die Arbeit eines solch wert-
vollen Projektes auch in der Zukunft geleistet wird?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin  Professor  Dr.  Quante-Brandt:  In  der
Frage der Weiterarbeit dieses Arbeitsansatzes ist es
so, dass wir mit den ReBUZ-Leitungen jetzt genau
prüfen, welche Elemente übernommen werden kön-
nen. Ein zentrales Element, das auch in die Arbeit
der Zentren integriert werden wird, ist die intensive
Elternarbeit.

Es ist auch daran gedacht, das Element der gemein-
samen Teilnahme am Unterricht aufzugreifen. Dies
wird zurzeit konzeptionell erarbeitet, und ich gehe
davon aus, dass dies wie auch die zentrale Frage der
Kooperationen, also welche Einrichtungen sich mit
einer Familie und mit einem Kind oder Jugendlichen
beschäftigen, zum Bestandteil des ReBUZ-Konzepts
werden wird. Wir können einfach sagen, dieses Projekt
hat uns sehr wertvolle und wichtige Erfahrungen ge-
bracht, aus denen wir jetzt lernen können, sodass sie
in die Regeltätigkeit unseres Angebots übernommen
werden können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage trägt die Überschrift „Neona-
zistische Hooligans zurück im Weserstadion?“. Die
Anfrage ist unterschrieben von der Abgeordneten
Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE.


